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Margot Schüller

Chinas Wirtschaft 

in den 90er Jahren

Neue Konzepte und 

Entwicklungsperspektiven

1 Rückblick auf die 80er Jahre:

Wirtschaftliche Erfolge und struk­

turelle Defizite

1.1 Reformmaßnahmen in den 80er 

Jahren

Die Wirtschaftsreformen waren An­

fang der 80er Jahren mit der Vorstel­

lung einer harmonischen Verbindung 

von Plan und Markt zur Steuerung der 

Wirtschaftsentwicklung begonnen 

worden. Die staatliche Planung wurde 

durch eine Dezentralisierung von öko­

nomischen Entscheidungs- und Verfü­

gungsrechten zugunsten unterer Ver­

waltungsebenen, Betriebsleiter und 

ländlicher Produzenten eingeschränkt 

und der Anteil der administrativ fest­

gelegten Güterpreise reduziert und 

mehr Markt zugelassen. Darüber hin­

aus wurden individuelle wirtschaftliche 

Aktivitäten in den Bereichen Handel, 

Transport und Dienstleistungen er­

laubt und damit der Anteil der Einzel- 

bzw. Privatwirtschaft vergrößert. 

Wachstumsimpulse für die binnenwirt- 

schaftliche Entwicklung sollten auch 

durch die Öffnung gegenüber dem 

Ausland erfolgen, insbesondere über 

eine Steigerung der Exporte und der 

Absorbierung ausländischen Kapitals 

und moderner Technologie.

Insgesamt sollte die staatliche Planung 

jedoch nicht völlig durch den Markt er­

setzt und die Entscheidung über die 

gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

weiterhin auf der politischen Ebene 

getroffen werden, eine Kontrolle über 

Preis- und Mengeninterventionen 

möglich bleiben und der sozialistische 

Charakter der chinesischen Wirtschaft 

durch die Dominanz des Kollektiv- und 

Staatseigentums und der zentralen

Produktion und Verteilung von Schlüs­

selprodukten bewahrt werden. Im Ver­

lauf der Wirtschaftsreform traten je­

doch eine Reihe von ungeplanten Ne­

beneffekten auf, die weitere Zuge­

ständnisse notwendig machten, so daß 

bis Ende der 80er Jahre der Umfang 

der marktlichen Allokation und die 

Veränderung der Eigentumsstruktur 

weitaus größer waren als ursprünglich 

vorgesehen.

Im Rückblick läßt sich die Reformpe­

riode in verschiedene Phasen einteilen: 

So standen in den Jahren 1979-84 die 

Reformen im landwirtschaftlichen Sek­

tor im Vordergrund, ab Mitte der 

achtziger Jahre wurden Reformen im 

städtischen Industriesektor durchge­

führt, zwischen 1988-1991 verfolgte die 

Regierung eine restriktive Wirtschafts­

politik mit einer Abbremsung der Re­

formen und seit Mitte 1991 bzw. ver­

stärkt seit Anfang 1992 hat das Tempo 

der Wirtschaftsreformen wieder zuge­

nommen. Da über die Entwicklung der 

Wirtschaftsreformen in den ersten 

Phasen eine umfangreiche Literatur 

vorliegt, werden im folgenden nur die 

wesentliche Elemente dieser Refor­

men skizziert.

Im landwirtschaftlichen Sektor wurden 

Anfang der 80er Jahre im Rahmen der 

Dekollektivierung der landwirtschaftli­

chen Produktion die Volkskommunen 

aufgelöst und ein System langfristiger 

privater Bodennutzungsverträge mit 

Pflichtverkäufen an den Staat (insbe­

sondere Getreide, Baumwolle und 

Ölpflanzen) eingeführt. Mit der Ein­

schränkung des staatlichen Handels­

monopols für die meisten Agrarpro­

dukte konnten die landwirtschaftlichen 

Produzenten durch Marktverkäufe der
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Produktionsüberschüsse und der Ne­

bengewerbeproduktion ihre Einkom­

men verbessern. Für einen zunehmen­

den Teil der Bauern ist der Feldbau 

heute nur noch von sekundärer Bedeu­

tung, da mit der Ausweitung der länd­

lichen Betriebe und der Bereiche 

Handel, Handwerk, Transport und 

Gastronomie neue Beschäftigungs­

möglichkeiten entstanden sind.

Die Reformen im städtischen Indu­

striesektor begannen Mitte der 80er 

Jahre. Ähnlich wie in der Landwirt­

schaft war das Reformziel eine Tren­

nung von Eigentums- und Manage­

mentrechten, um den Betriebsleitern 

der staatlichen Unternehmen größere 

Mitspracherechte bei produktions-, ab- 

satz-, investitions- und personalpoliti­

schen Entscheidungen zu erlauben und 

damit eine bessere Anpassung an die 

Marktnachfrage zu ermöglichen. 

Gleichzeitig wurde die Monopolstel­

lung der Staatsbetriebe im Industrie­

sektor durch die Zulassung neuer kol­

lektiver (vor allem ländlicher) und pri­

vater Betriebe eingeschränkt. Die 

nichtstaatlichen Betriebe konnten sich 

demzufolge zu einer zunehmenden 

Konkurrenz für die Staatsunternehmen 

auf den Rohstoff- und Absatzmärkten 

entwickeln.

Die außenwirtschaftliche Öffnung setz­

te Anfang der 80er Jahre mit der Bil­

dung von Wirtschaftssonderzonen in 

den südlichen Küstenprovinzen ein, die 

ausländischen Unternehmen besonde­

re Investitionsanreize einräumen und 

unter quasi-marktwirtschaftlichen Be­

dingungen für den Export produzieren 

konnten. Im Außenhandel erfolgte 

gleichzeitig eine Einschränkung des 

Außenhandelsmonopols der Zentral­

regierung in Beijing, das bis dahin al­

lein dem Ministerium für Außenhandel 

und seinen zwölf staatlichen Im- und 

Exportgesellschaften das Recht zum. 

Handel mit dem Ausland eingeräumt 

hatte. Durch Übertragung von Ent­

scheidungsrechten auf lokale Außen­

handelsgesellschaften und Industrieun­

ternehmen sollten diese flexibler auf 

sich verändernde Märkte reagieren. 

Damit vollzog sich ein Wandel der 

zentralen Planung insoweit, als nun­

mehr stärker die Einschätzung über 

Exportmöglichkeiten und Importbe­

darf auf lokaler Ebene erfolgte und die 

Planung ein Verhandlungsprozeß zwi­

schen lokaler und nationaler Ebene 

der Verwaltung wurde.

Mit der Einschränkung des Planungs­

systems über die Dezentralisierung von 

ökonomischen Rechten und der Zulas­

sung von Märkten wurde gleichzeitig 

die Notwendigkeit einer gesamtwirt­

schaftlichen Steuerung über indirekte 

Hebel offenbar. Dies erforderte die 

Umwandlung der früheren Funktion 

der Volksbank als Geschäftsbank in 

eine Zentralbank, der unter Leitung 

des Finanzministeriums die Aufgabe 

der geldpolitischen Steuerung über­

tragen wurde. Mit der Zulassung von 

Spezialbanken sowie lokalen Treu­

hand- und Investitionsgesellschaften 

und auch Aktien- und sonstigen Wert­

papiergeschäften erfolgte außerdem 

eine beschränkte Liberalisierung des 

Kapitalmarktes. Darüber hinaus wurde 

die Finanzpolitik schrittweise verän­

dert, und zwar einerseits über eine 

Kompetenzverlagerung auf die lokalen 

Ebenen (Provinzen, Kreise, Gemein­

de) und andererseits über veränderte 

Besteuerungsformen. Auch auf dem 

Arbeitsmarkt gab es eine Reihe von 

Reformen, die eine zumindest teilwei­

se Aufhebung der regionalen Mobili­

tätsbeschränkungen mit sich brachten 

und das System der zeitlich befristeten 

Arbeitsverträge.

1.2 'Wirtschaftswachstum und Struk­

turwandel

Der Erfolg der Wirtschaftsreformen 

spiegelt sich in einer beeindruckenden 

Dynamik mit hohen Wachstumsraten 

und einem fortschreitenden Struktur­

wandel wider. Im Zeitraum 1979-91 

betrug das reale durchschnittliche 

Wachstum des Bruttosozialprodukts 

(BSP) 8,6% und der Nettowertschöp­

fung 8,4% pro Jahr. Damit wuchs die 

chinesische Wirtschaft in dieser Phase 

sowohl im weltweiten Vergleich (3%) 

deutlich schneller als auch gegenüber 

der Vorreform-Periode, in der eine 

durchschnittliche Zunahme des BSP 

von 6,1% realisiert wurde.1

Allerdings zeigt die Tabelle 1, daß 

auch in der Reformperiode bis 1990 

keineswegs der angestrebte stabile 

Wachstumspfad erreicht werden konn­

te, sondern daß größere Schwankun­

gen auftraten; außerdem war das 

Wachstum in den einzelnen Wirt­

schaftssektoren sehr unterschiedlich.

Mit dem Wirtschaftswachstum war 

gleichzeitig ein Strukturwandel ver­

bunden, der sich in der veränderten 

Zusammensetzung der Wertschöpfung 

nach Sektoren widerspiegelt. Die Ta­

belle 2 zeigt die generelle Entwick­

lungsrichtung mit der Dominanz des 

Industriesektors, einem abnehmenden 

Anteil der Landwirtschaft und steigen­

den Beiträgen der Sektoren Bauwesen, 

Transport und Handel. Deutlich wird 

jedoch bei einem Vergleich der Zu­

sammensetzung des Volkseinkommens 

in den Jahren 1978 und 1991, daß der 

Strukturwandel auf gesamtwirtschaftli­

cher Ebene erst relativ langsam voran­

schreitet. Dafür zeigt jedoch die regio­

nale Betrachtung, daß die Zusam­

mensetzung der Sektoren in einzelnen 

Provinzen (Shanxi, Jiangsu, Zhejiang, 

Shangdong, Guangdong und Shaanxi) 

weitaus größere Veränderungsraten 

aufweist als der Landesdurchschnitt.2

Ein Blick auf die Zusammensetzung 

der Arbeitskräftestruktur (Tabelle 3) 

weist ebenfalls nur auf einen langsa­

men Strukturwandel hin, der vor allem 

durch die Zunahme der Arbeitskräfte­

zahl um rund 180 Mio. zwischen 1978 

bis 1991 erschwert wurde. So sank 

zwar der Anteil der Beschäftigten im 

Primärsektor (Landwirtschaft) um 

mehr als 10% in diesem Zeitraum, 

doch nach wie vor sind hier rund 60% 

aller Arbeitskräfte konzentriert. Ande­

rerseits ist die gestiegende Zahl der 

Industriearbeitskräfte vor allem auf die 

Zunahme der ländlichen Betriebe zu­

rückzuführen, in denen inzwischen 

rund 10% der gesamten ländlichen 

Arbeitskräfte beschädigt sind. Doch 

auch hier gilt, daß der Strukturwandel 

regional sehr unterschiedlich verlaufen 

ist und sich die Zusammensetzung der 

Arbeitskräftestruktur in einigen Pro­

vinzen wie beispielsweise Guangdong, 

Shaanxi und Shandong im Zeitraum 

1978-91 weitaus schneller verändert 

hat.3

Die Zulassung kollektiver, privater und 

ausländischer Unternehmen hat wei­

terhin zu einer bemerkenswerten Ver­

größerung des Beitrags nichtstaatlicher 

Betriebe zum industriellen Bruttopro­

duktionswert (BPW) geführt. Während 

staatliche Unternehmen im Jahre 1978 

noch einen Anteil von 78% am BPW 

aufwiesen, fiel dieser bis 1990 auf 55% 

und machte 1991 noch 53% aus.4

Im außenwirtschaftlichen Bereich führ­

te die Reformpolitik zu einem raschen 

Anstieg der Exporte (Tabelle 4), die in 

den letzten Jahren eine höhere Zu­

wachsrate aufwiesen als die Importe, 

so daß China seit 1990 einen Handels-
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Tabelle 1:

Wachstumsdynamik (Bruttosozialprodukt und Volkseinkommen)

Jahre Gesamt

BSP

Gesamt

Volks­

ein­

kommen

Wachstumstempo einzelner Bereiche des Volkseink.

Land­

wirt­

schaft

Indu­

strie

Bau­

wesen

Trans­

port

Handel

79-91 8,6 8,4 - - - - -

76-80 6,1 0,7 9,2 6,9 5,6 7,6

81-85 10,0 8,5 10,2 11,6 11,9 13,2

86-90 7,6 4,1 10,2 5,7 9,8 3,6

1978 11,7 12,3 3,9 17,1 -0,9 11,3 22,5

1979 7,6 7,7 6,4 8,1 1,8 2,5 6,9

1980 7,9 6,4 -1,8 10,9 29,7 4,1 0,6

1981 4,4 4,9 7,1 1,7 1,6 4,0 19,0

1982 8,8 8,2 11,7 6,0 4,8 12,2 4,8

1983 10,4 10,0 8,5 9,8 18,3 10,9 13,0

1984 14,7 13,6 13,0 14,9 10,7 12,9 11,2

1985 12,8 13,5 2,7 19,6 24,0 20,1 18,9

1986 8,1 7,7 3,0 9,6 17,5 11,3 7,2

1987 10,9 10,2 4,5 13,0 13,3 11,4 12,4

1988 11,3 11,3 2,2 17,4 8,0 11,3 9,0

1989 4,4 3,7 3,2 6,0 -8,5 10,2 -5,8

1990 4,1 5,1 7,5 5,5 0,5 4,8 -3,7

1991 7,7 7,6 2,3 11,4 15,7 6,4 5,0

1992 12,8 — — — -- ““ —

Reale Wachstumsraten;

Quelle: Zhongguo Tongji Nianjian (1992), S. 21, 31 und 34. 

Vorläufige Angaben für 1992 in SWB, 17.3.93.

Tabelle 2:

Struktur der Volkseinkommens (in Prozent/laufende Preise)

Quelle: Zhongguo Tongji Nianjian (1992), S. 35.

Jahr Landwirt­

schaft

Industrie Bauwesen Transport Handel

1952 57,7 19,5 3,8 4,2 14,9

1965 46,2 36,4 3,8 4,2 9,3

1970 40,4 41,0 4,2 3,8 10,6

1978 32,8 49,4 4,2 4,9 9,8

1985 35,5 45,1 5,8 3,7 9,9

1991 32,7 47,8 6,6 5,3 7,7

bilanzüberschuß erwirtschaften konnte. 

Die wachstumsinduzierende Funktion 

der Exporte spiegelt sich in dem stei­

genden Anteil der Exporte von 6% auf 

rund 20% in Relation zum BSP im 

Zeitraum 1980-1991 wider. Gleichzei­

tig erhöhte sich damit der Anteil Chi­

nas am Welthandel von 0,9% auf 

2,0%.5 Die besondere Bedeutung der 

nichtstaatlichen Industrie an dieser

Entwicklung wird mit dem Beitrag der 

ländlichen Industriebetriebe von 25% 

am Export (1991) und der Unterneh­

men mit Auslandskapital von 25% 

(1992) am gesamten Außenhandelsvo­

lumen sichtbar.6

Zwar können die 80er Jahre durchaus 

als erfolgreich bezeichnet werden, 

doch zeigte die krisenhafte Wirt­

schaftsentwicklung gegen Ende der 

Dekade auch die Schwächen eines Ne­

beneinanders von Plan- und Markt­

elementen zur Wirtschaftssteuerung 

auf und machte die Defizite im Wirt­

schaftssystem offenbar.

1.3 Strukturelle Defizite

Die zyklisch aufgetretenen krisenhaf­

ten Entwicklungen der Wirtschaft bis 

1990 zeigen, daß sich bestimmte Struk­

turen, die ein Erbe der vorangegange­

nen rund 30 Jahre sind, auch in der 

Reformperiode als weitgehend resi­

stent gegenüber einem notwendigen 

Wandel erwiesen und weitergehende 

Reformen notwendig machten.

Im landwirtschaftlichen Sektor ermög­

lichten die Reformen zwar bemer­

kenswerte Produktionssteigerungen 

und eine Auffächerung der ländlichen 

Produktionsstrukturen. Deutlich wird 

diese Veränderung vor allem an dem 

inzwischen auf über 50% gestiegenen 

Anteil der Bereiche ländliche Indu­

strie, Handel, Transport und sonstige 

Dienstleistungen am gesamten ländli­

chen Bruttoproduktionswert. Weiter­

hin nahmen die individuellen Ein­

kommen zu und der Lebensstandard 

der ländlichen Bevölkerung erhöhte 

sich, wenn auch in regional unter­

schiedlichem Ausmaße.

Trotz dieser sichtbaren Erfolge wurde 

ab Mitte der 80er Jahre deutlich, daß 

die ländliche Entwicklung zugunsten 

einer exzessiven Industrialisierung ver­

nachlässigt wurde. Obwohl stets die 

besondere Bedeutung der Landwirt­

schaft als Basis der Gesamtwirtschaft 

betont worden war, erfolgte nur eine 

unzureichende Ausrichtung der indu­

striellen Produktion über eine Steige­

rung des Angebots von Kunstdünger, 

Pestiziden und sonstigen landwirt­

schaftlichen Inputs. Auch staatliche In­

vestitionen in den Ausbau der ländli­

chen Infrastruktur, insbesondere für 

die Erhaltung der langfristigen Er­

tragsstabilität im Getreideanbau, aber 

auch für den Ausbau des Transport- 

und Handelssystems waren unzurei­

chend. So konnten die Bauern zwar ei­

nen großen Teil ihrer Erzeugnisse auf 

den Märkten in den ländlichen Gebie­

ten und in den Städten verkaufen und 

der Anteil der vermarkteten Argar- 

produkte erhöhte sich auf durch­

schnittlich rund 60%, doch waren sie 

bei der überregionalen Vermarktung 

ihrer Produkte mit lokalen Marktbar­

rieren konfrontiert.
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Tabelle 3:

Arbeitskräftestruktur (in Mio. Beschäftigte/ Prozent)

Quelle: Zhongguo Tongji Nianjian (1992), S. 101.

Jahr Gesamt Primär­

sektor

1

Sekundär­

sektor

2

Tertiär­

sektor

3

Prozentuale Anteile

1 2 3

1978 402 283 70 49 70,5 17,4 12,1

1985 499 311 104 84 62,4 20,9 16,7

1990 567 340 122 105 60,0 21,4 18,6

1991 584 349 125 110 59,8 21,4 18,9

Tabelle 4:

Entwicklung der Anlageinvestitionen und Preise

Jahr Anlage­

investitionen 

(Mrd. Yuan)

Wachstums­

rate 

(i.v.H.)

Anteil 

am BSP 

(i.v.H.)

Anstieg 

Einzel­

handels­

preise 

(i.v.H.)

Anstieg

Lebens- 

haltungs- 

kosten- 

(i.v.H.)

1986 301,92 18,7 31,3 6,0 7,0

1987 364,09 20,6 32,2 7,3 8,8

1988 449,65 23,5 32,2 18,5 20,7

1989 413,77 -8,0 26,2 17,8 16,3

1990 444,93 7,5 25,6 2,1 1,3

1991 550,88 23,8 27,7 2,9 5,1

1992 758,2 37,6 31,7 5,4 6,4

Außerdem sah sich die staatliche Ge­

treidepreispolitik verstärkt einem Di­

lemma zwischen notwendiger Anhe­

bung der Aufkaufspreise und steigen­

der Subventionsbelastung des Staats­

haushalts gegenüber, da die Verände­

rung der Getreideaufkaufspreise nicht 

an die städtischen Konsumenten wei­

tergegeben wurde. Trotz höherer staat­

licher Aufkaufspreise wurde aufgrund 

steigender Kosten für landwirtschaft­

liche Inputs der Getreideanbau im 

Vergleich zu nichtlandwirtschaftlichen 

Aktivitäten für die Bauern immer we­

niger attraktiv. Starke Schwankungen 

der Getreideproduktion und anderer 

wichtiger Anbauprodukte waren die 

Folge dieser Entwicklung, die sowohl 

das langfristige Ziel der Verbesserung 

der Nahrungsmittelversorgung bei ei­

ner jährlich um rund 17 Mio. Men­

schen zunehmenden Bevölkerung in 

Frage stellten, als auch die ausreichen­

de Bereitstellung landwirtschaftlicher 

Vorprodukte für die Industrie.

In den 80er Jahren wurde gleichzeitig 

das Beschäftigungsproblem für die in­

zwischen rund 200 Mio. unterbeschäf­

tigten Arbeitskräfte in den ländlichen 

Gebieten immer dringender. Im Mit­

telpunkt stand die Frage, in welchem 

Umfang sich ländliche Betriebe ent­

wickeln und auch zu einer Konkurrenz 

für städtische Staatsbetriebe werden 

konnten.

Was waren nun die strukturellen Defi-

Quellen: Zhongguo Tongji Nianjian 1992, S. 31,145, 235; Daten für 1992: 

Statistical Communique for 1992, in: SWB, 24.2.1993.

zite im städtischen Industriesektor? 

Trotz der Versuche zur Reform der 

staatlichen Industriebetriebe hat sich 

ihre Situation bis Ende der 80er Jahre

Tabelle 5:

Außenwirtschaftliche Entwicklung (in Mrd.USS)

Jahr Exporte

Wachstum

Importe

Wachstum

Handels­

bilanz

1986 30,94 13,1 42,90 1,5 - 11,96

1987 39,44 27,5 43,22 0,7 - 3,78

1988 47,52 20,5 55,28 27,9 - 7,76

1989 52,54 10,6 59,14 6,9 - 6,66

1990 62,09 18,2 53,35 -9,8 + 8,75

1991 71,91 15,8 63,79 19,5 + 8,12

1992 85,0 18,2 80,6 26,4 + 4,4

Außenhandelsangaben: Chinesische Zollstatistik, also ohne 

Reexporte.

Quelle: Zhongguo Tongji Nianjian (1992), S.627; Daten für 1992: 

Statistical Communique for 1992, in SWB, 24.2.93

weiter verschlechtert. Rund ein Drittel 

der staatlichen Unternehmen machten 

Verluste und waren auf Subventionen 

aus dem Staatshaushalt angewiesen. 

Mit einem rückläufigen Beitrag der 

staatlichen Betriebe zum gesamten in­

dustriellen Bruttoproduktionswert und 

zum BSP ging die Bedeutung der 

Staatsindustrie schrittweise zurück.

Obwohl die Reformmaßnahmen an­

fänglich durchaus Erfolge zeigten, 

wurde jedoch immer stärker deutlich, 

daß eine Loslösung der Staatsbetriebe 

aus der bürokratischen Umklamme­

rung ohne weitergehende Reform­

schritte nicht möglich war. Das an­

fänglich eingeführte Vertragssystem 

sah den Abschluß von Verträgen zwi­

schen den Betriebsleitern und den re­

gionalen Verwaltungseinheiten über 

die Erfüllung bestimmter Planziffern
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vor, insbesondere den an den Staat ab- 

zuliefemden Produktionsanteil (zu 

Preisen unterhalb der Marktpreise) 

und die Quote für die Ablieferung von 

Gewinnen und Steuern an den Staat. 

Die Überschußproduktion konnte zu 

Marktpreisen verkauft werden, und 

Überquotengewinne durften für die 

Ausweitung der betrieblichen Investi­

tionsmittel und der Prämien für die 

Beschäftigten eingesetzt werden. Da­

mit bestand ein Anreiz, die Produktion 

auszuweiten, um Überschüsse zu 

Marktpreisen verkaufen zu können, 

sowie zur Bildung von Märkten.

Obwohl durch das Vertragssystem den 

Betriebsleitern größere Entschei­

dungsrechte im Management zuge­

standen werden sollten, erwies sich die 

Durchsetzung dieser Rechte jedoch als 

äußerst schwierig, da das staatliche Ei­

gentum an den Industriebetrieben jede 

Art administrativer Eingriffe der loka­

len Verwaltungseinheiten legitimierte. 

Konfligierende Interessen resultierten 

aus betriebswirtschaftlichen Entschei­

dungszwängen der Unternehmensleiter 

und den Forderungen der lokalen 

Verwaltungseinheiten, Arbeitsplätze zu 

erhalten und die Gewinn- und Steuer­

abführungen zu erhöhen. Auch nach 

der Einführung des Vertragssystems 

bestand die Situation der "soft budget 

constraints", m.a.W. die Unternehmen 

brauchten kaum auf Kosten- und 

Preisveränderungen zu reagieren und 

waren für ihre Verluste nur sehr be­

grenzt verantwortlich; ein Marktaus­

tritt über Konkurse erfolgte nicht. Un­

rentable Unternehmen erhielten über 

den Druck der lokalen Verwaltungs­

einheiten auf die Banken die notwen­

digen Kredite, unabhängig von ihrer 

wirtschaftlichen Situation. Als behin­

dernd erwies sich darüber hinaus die 

aus Preiskontrollen und dem dualen 

Preissystem resultierenden unter­

schiedlichen Zugangsmöglichkeiten zu 

Rohstoffen sowie zu präferentiellen 

Krediten und Subventionen, die zu 

Verzerrungen bei Produktions- und 

Investitionsentscheidungen führten. 

Mit der Verknappung der Kredite und 

der nachlassenden Marktnachfrage 

nahmen die Probleme in den Staatsbe­

trieben Ende der 80er Jahre weiter zu, 

und ihre Gewinne gingen durch den 

Anstieg der Lagerbestände und hohen 

Außenstände weiter zurück.

Gleichzeitig verschärften sich die Pro­

bleme in den traditionellen Engpaßbe­

reichen Rohstoffindustrie, Energie- 

und Transportsektor, deren Wachstum 

durch die Niedrigpreispolitik und un­

zureichende Investitionen behindert 

wurde.7

Zu den Strukturproblcmen im land­

wirtschaftlichen und industriellen Sek­

tor traten ab Mitte der 80er Jahre auch 

die Mängel der makroökonomischen 

Steuerung der Wirtschaft hinzu. So 

wurden zwar zur Beeinflußung der 

Kreditmenge verstärkt indirekte In­

strumente wie Mindestreserve, Zins­

sätze und Kredite der Zentralbank an 

die Geschäftsbanken zur Steuerung 

eingesetzt, doch konnte damit die 

Entwicklung der Geldmenge nicht aus­

reichend kontrolliert werden. Der we­

sentliche Grund hierfür ist die Fähig­

keit der Provinz-, Stadt- und Kreisre­

gierungen, die in erster Linie an ihrer 

lokalen Wirtschaftsentwicklung und 

der Zunahme ihrer außerbudgetären 

Einnahmen interessiert sind, politi­

schen Druck auf die Banken zur Be­

friedigung ihres Kreditbedarfs auszu­

üben. Damit wurde die extreme Stei­

gerung der Investitionsgüternachfrage 

1987/1988 ermöglicht, die zusammen 

mit Lohnsteigerungen zur Inflation 

beitrug. Die Zuspitzung der krisenhaf­

ten Entwicklung fand 1988 mit einer 

Inflationsrate von rund 19% ihren Hö­

hepunkt und führte zur Einleitung ei­

nes Readjustierungsprogramms.8

2 Die sozialistische Marktwirtschaft 

als neues wirtschaftspolitisches 

Konzept

Sowohl die Demonstrationen im Früh­

jahr 1989 als auch der Zusammen­

bruch der marxistischen Gesellschafts­

systeme in Osteuropa und die Auflö­

sung der UdSSR in den Jahren 1990/ 

91 haben die Kommunistische Partei 

Chinas (KPCh) in eine tiefe Legitimi­

tätskrise gestürzt. Ohne die Entspan­

nung der wirtschaftlichen Situation, die 

sich zunächst in einer Reduzierung der 

Inflation und dann in der durch staat­

liche Kredite wieder in Gang gesetzten 

Konjunktur widerspiegelte, wäre eine 

Stabilisierung der Position der Partei 

nicht möglich gewesen. Die Legitimie­

rung ihrer Herrschaft über wirtschaft­

lichen Erfolg wurde denn auch von der 

KPCh als unbedingte Voraussetzung 

angesehen, um dem Schicksal der 

kommunistischen Parteien in Osteuro­

pa und der UdSSR zu entgehen. Bei 

der Analyse des Zusammensbruchs der 

dortigen marxistischen Gesellschafts­

systeme war das Versagen der kom­

munistischen Parteien, eine Verbesse­

rung der wirtschaftlichen Lebensbe­

dingungen für die Bevölkerung zu er­

reichen, als der entscheidende Grund 

von der KPCh herausgestellt worden. 

Nur so ist auch der breite Konsens auf 

dem 14. Parteitag der KPCh im Okto­

ber 1992 für die Einführung einer sozi­

alistischen Marktwirtschaft zu erklä­

ren.

So erlaubt das Konzept der sozialisti­

schen Marktwirtschaft zwar eine weit­

gehende Liberalisierung der Wirt­

schaft, gleichzeitig jedoch die Auf- 

rechterhaltung der Führungsrolle der 

KPCh. Hiermit orientiert sich China 

deutlich am Vorbild seiner ökono­

misch erfolgreichen Nachbarländer, 

die eine Marktwirtschaft bei gleichzei­

tiger Existenz eines autoritären Staates 

aufweisen. Die Vision einer zentrali­

sierten, aber undogmatischen politi­

schen Ordnung als chinesische Form 

des Neo-Autoritarismus war bereits 

vom ehemaligen Generalsekretär der 

KPCh, Zhao Ziyang, auf dem 13. Par­

teitag im Jahre 1987 genannt worden 

und nahm breiten Raum in der Dis­

kussion unter chinesischen Intellektu­

ellen vor den Tiananmen-Ereignissen 

ein.9

Was bedeutet nun das Konzept der So­

zialistischen Marktwirtschaft im ein­

zelnen? Es geht hierbei keineswegs um 

eine völlig neue wirtschaftspolitische 

Strategie, sondern um die Ausweitung 

der bestehenden Reformansätze und 

die Vorgabe eines Reformzieles. Dies 

besteht in der Entscheidung für den 

Markt als Koordinationsmechanismus. 

Über Preise und Wettbewerb sollen 

notwendige Verhaltenssignale an die 

Unternehmen gegeben werden. Der 

Unterschied zur 'kapitalistischen’ 

Marktwirtschaft wird in der Dominanz 

des staatlichen und kollektiven Eigen­

tums und in der Vermeidung einer 

Einkommenspolarisierung gesehen. 

Der Aufbau einer sozialistischen 

Marktwirtschaft in den 90er Jahren soll 

im wesentlichen auf vier Reformen ba­

sieren.

1. Reform der Staatsbetriebe:

Durch Trennung von Eigentums- und 

Managementrechten und ihre Loslö­

sung von Regierungsverwaltungen sol­

len die Staatsunternehmen autonome 

Wirtschaftseinheiten werden, die für 

Gewinn und Verlust selbst verantwort­

lich und auf dem Markt konkurrenz-



CHINA aktuell
-352 -

April 1993

fähig sind. Das bereits bestehende 

Vertragssystem [zwischen Betriebslei­

ter und lokalen Verwaltungseinheiten] 

soll weiter verbessert und Experimente 

mit Aktiengesellschaften, die eine 

Trennung von Regierungsverwaltung 

und Unternehmen unterstützen, weiter 

fortgesetzt werden. Auch die Bildung 

von Unternehmensgruppen sowie der 

Kauf oder die Pachtung kleiner Staats­

betriebe durch Kollektive oder Privat­

personen ist vorgesehen.

2. Entwicklung eines umfassenden

Marktsystems:

Als Voraussetzung für die sozialisti­

sche Marktwirtschaft wird die be­

schleunigte Entwicklung von Märkten 

angesehen, vor allem des Konsumgü­

termarktes und insbesondere des 

Marktes für Produktionsmaterialien. 

Auch der Kapitalmarkt, einschließlich 

des Wertpapiermarktes, der Markt für 

Technologien und Informationen, der 

Arbeitsmarkt sowie der Immobilien­

markt sollen mit dem Ziel eines lan­

desweit einheitlichen Marktes weiter 

entwickelt werden. Da die Preisreform 

im Zentrum der Entwicklung von 

Märkten und Wirtschaftsstrukturre­

form steht, soll diese beschleunigt vor­

angetrieben werden.

3. Soziales Sicherungssystem:

Gleichzeitig sind Reformen zur sozi­

alen Absicherung von Arbeitslosen, 

Rentnern und Kranken sowie Refor­

men des Wohnungsmarktes vorgese­

hen.

4. Neubestimmung der Regierungs­

funktionen

Als weitere Voraussetzung für den 

Aufbau der sozialistischen Marktwirt­

schaft gilt die Veränderung der Regie­

rungsfunktionen. Im wesentlichen be­

deutet dies die Trennung von Unter­

nehmens- und Regierungsfunktionen. 

Weder die Zentralregierung noch die 

lokalen Regierungsverwaltungen sollen 

die Rechte der Unternehmen ein­

schränken dürfen. Die Funktion der 

Regierung wird in der gesamtwirt­

schaftlichen Planung und der Anlei­

tung der Unternehmen über Lieferung 

von Informationen, über Koordinie­

rung und Angebot von Dienstleistun­

gen beschränkt.

Die einzelnen Reformbereiche sollen 

im folgenden näher betrachtet werden.

2.1 Reform der Staatsbetriebe

Die ersten Experimente der Umwand­

lung von Unternehmen in Aktienge­

sellschaften beschränkten sich zunächst 

auf kollektive Industriebetriebe, die 

zur Überbrückung von Liquiditätseng­

pässen Schuldverschreibungen oder 

Kapitalanteilsscheine und nicht Aktien 

im üblichen Sinne ausgaben. Erst 1984 

wurde ein staatliches Unternehmen in 

eine Aktiengesellschaft umgewandelt.

Aktiengesellschaften entstanden in er­

ster Linie durch Fusion oder Auftei­

lung staatlicher Unternehmen und 

durch Umbildung bestehender, jedoch 

weniger durch Gründung neuer Un­

ternehmen. Gleichzeitig erfolgte die 

Emission von Aktien durch Umwand­

lung des Vermögens der staatlichen 

Unternehmen. Die Begebung der Ka­

pitalanteilsscheine fand sowohl nicht­

öffentlich als auch öffentlich an mit der 

Aktiengesellschaft verbundene Institu­

tionen, Beschäftigte und an sonstige 

Investoren statt.

Eine chinesische Untersuchung über 

die Struktur der zwischen 1984-89 be­

gebenen Aktien im Werte von 3,8 Mrd. 

Yuan zeigt, daß 70-80% dieser Aktien 

auf der Umbildung des Vermögens be­

stehender staatlicher Unternehmen 

basierten, also wenig neues Kapital 

entstanden war. Weiterhin machte die 

Untersuchung deutlich, daß die nicht­

öffentliche Aktienemission dominierte. 

In Shanghai hatten beispielsweise von 

den 1.250 Unternehmen, die Aktien 

begeben hatten, lediglich elf Unter­

nehmen ihre Aktien öffentlich angebo­

ten. Außerdem kam die Untersuchung 

zu dem Ergebnis, daß mit 75% der 

überwiegende Teil der Aktien im Ei­

gentum des Staates blieb, 18% von 

Unternehmen und lediglich 7% von 

privaten Kapitalanlegern gehalten 

wurden.

Neben politisch-ideologischen Restrik­

tionen war die Bildung von Aktienge­

sellschaften durch das Fehlen geeigne­

ter Bewertungsstandards und rechtli­

cher Rahmenbestimmungen behindert. 

Unklar war beispielsweise, wie das 

Vermögen der bestehenden staatlichen 

Unternehmen bewertet werden sollte. 

Erst der 1988 gegründeten Nationalen 

Verwaltungsbehörde für Staatseigen­

tum (Zhongguo Guoyou Zichan Guan- 

liju) wurde die Aufgabe übertragen, 

notwendige Methoden und Standards 

zu erarbeiten.

Da die Einführung von Aktiengesell­

schaften auf einer experimentellen Ba­

sis ohne allgemein gültiges Aktienrecht 

entstand, operierten die Unternehmen 

in einem rechtlichen Vakuum. Dies 

wirkte sich auch auf die Gestaltung der 

Aktiengesellschaften und Aktienrechte 

aus. So wurden beispielsweise Divi­

denden ohne Berücksichtigung der 

wirtschaftlichen Lage der Unterneh­

men festgelegt oder Unternehmen be­

hielten sich das Recht vor, ihre "Ak­

tien" nach einer gewissen Zeit wieder 

zurückzukaufen. Insgesamt war also 

die Zahl der Unternehmen, die Aktien 

im eigentliche Sinne emittierten, sehr 

gering.10

Nach offiziellen Angaben soll sich in­

zwischen die Zahl der Aktiengesell­

schaften bis 1992 auf 3.700 erhöht ha­

ben, allerdings wird hierbei nicht zwi­

schen staatlichen oder kollektiven Ak­

tiengesellschaften unterschieden. Al­

lein im letzten Jahr wurden 400 neue 

Aktiengesellschaften genehmigt. Von 

den 3.700 Aktiengesellschaften notie­

ren jedoch erst 69 Unternehmen an 

den Aktienbörsen in Shanghai und 

Shenzhen.11

Die Umwandlung der staatlichen Indu­

striebetriebe in Aktiengesellschaften 

erlaubt über eine Definition der Eigen­

tums- und Verfügungsrechte am Un­

ternehmensvermögen nicht nur eine 

Abgrenzung von Entscheidungsrechten 

gegenüber den lokalen Verwaltungs­

einheiten, sondern auch eine Bewer­

tung der wirtschaftlichen Leistungen 

der Unternehmen über einen Aktien­

markt. Voraussetzung für die Funk­

tionsfähigkeit der Aktienmärkte ist ne­

ben den gesetzlichen Rahmenbedin­

gungen die Zulassung auch größerer 

Gewinnspannen, die einen Anreiz für 

diese Art der risikiobehafteten Kapital­

anlage bieten muß. Bestehende Ak­

tienmärkte in Shanghai und Shenzhen 

hatten zunächst versucht, Kursgewinne 

bzw. -Verluste durch Bandbreiten zu 

beschränken. Inzwischen sind diese 

aufgehoben worden, so daß ausrei­

chende Anreize von dieser Kapitalan­

lage ausgehen.

Zwar ist die Anzahl der in Aktienge­

sellschaften umgewandelten Staatsun­

ternehmen noch relativ gering und die 

Wertpapierbörsen befinden sich noch 

im Anfangsstadium, doch wird in den 

nächsten Jahren sicherlich damit zu re­
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chnen sein, daß sich diese Entwicklung 

weiter beschleunigen wird. Hierzu 

werden auch die inzwischen schrittwei­

se verbesserten rechtlichen Rahmen­

bedingungen beitragen.

2.2 Preissystem und Aufbau von 

Märkten

Die Ansätze zur Preisreform beinhal­

ten den Abbau der staatlichen Preis­

subventionen bei der Bereitstellung 

landwirtschaftlicher Produkte für die 

städtischen Konsinnenten und eine 

Ausweitung des Marktes als Koordina­

tionsmechanismus für Angebot und 

Nachfrage. Vor dem Hintergrund ei­

ner Zunahme der staatlichen Lebens­

mittelsubventionen um das Vierfache 

wurden im Frühjahr 1991 erstmals 

auch die Verkaufspreise für die Konsu­

menten in den Städten angehoben, um 

die erforderliche Anpassung der staat­

lichen Getreideaufkaufspreise finan­

zieren zu können. Für die nächsten 

Jahre ist eine schrittweise Freigabe der 

Getreidepreise und auch der Preise für 

landwirtschaftliche Inputs vorgesehen. 

Für die kritischen Produkte wie Roh­

stoffe und Energie wird jedoch noch in 

den nächsten Jahren mit einem Ein­

fluß des Staates auf das Preisniveau 

gerechnet werden müssen.

Wie sieht nun der bisherige Fortschritt 

beim Aufbau von Märkten aus? Neben 

inzwischen rund 70.000 Märkten für 

landwirtschaftliche und Nebengewer­

beprodukte gab es 1990 rund 1.300 

Großhandelsmärkte für landwirtschaft­

liche Produkte und seit kurzem auch 

nationale Großhandelsmärkte, die als 

Warenterminbörsen ausgebaut wer­

den. Für industrielle Produkte existier­

ten 1990 bereits 3.000 Großhandels­

märkte sowie 200 Märkte, auf denen 

Stahl, und rund 400 Märkte, auf denen 

andere Investitionsgüter gehandelt 

wurden. Aufgrund der Einschränkung 

des staatlichen Handelsmonpols sank 

der staatliche Anteil am wertmäßigen 

Handelsumsatz auf 39% (1990), wäh­

rend die Anteile der kollektiven Han- 

delsorganisationen auf 32% und der 

privaten auf 29% stiegen. Fortschritte 

bei der Preisreform spiegeln sich darin 

wider, daß nach offiziellen Angaben 

Ende 1992 bereits für 90% der Kon­

sumgüter und 70% der Investitionsgü­

ter Marktpreise galten.13

Problematisch ist jedoch nach wie vor 

die starke regionale Fragmentierung 

der Märkte, die durch lokale Markt­

barrieren begrenzt werden. Obwohl 

die Zentralregierung bereits mehrfach 

Bestimmungen zur Aufhebung dieser 

Beschränkungen erlassen hat, zeigt der 

Fortbestand dieses Phänomens, daß es 

an der Durchsetzbarkeit zentraler An­

weisungen mangelt.

2.3 Reform des Arbeitsmarktes

Zur Erhöhung der Flexibilität der Per­

sonalentscheidungen wurden bereits ab 

1986 neue Arbeitskräfte in den staatli­

chen Unternehmen nicht mehr mit ei­

ner lebenslangen Arbeitsplatzgarantie 

eingestellt, sondern auf einer Ver­

tragsbasis von i.d.R. 3-5 Jahren. Bis 

Ende 1991 sollen 14% der Beschäftig­

ten eingeschränkte Arbeitsverträge ab­

geschlossen haben. Im Frühjahr 1992 

wurden weitergehende Maßnahmen 

unter dem Motto "Zerbrechen der ei­

sernen Reisschüssel" angekündigt. 

Hierbei ging es insbesondere um die 

Abschaffung der lebenslangen Ar­

beitsplatzgarantie und des starren Ent- 

lohnungs- und Beförderungssystems. 

Neue Bestimmungen wurden erlassen, 

die den Betrieben auch die Kündigung 

von Arbeitskräften erlaubten.

Allerdings verlief die erste Konfronta­

tion der Beschäftigten mit möglicher 

Arbeitslosigkeit keineswegs reibungs­

los, und es gibt Berichte von Streiks in 

den staatlichen Betrieben und tätlichen 

Angriffen auf Betriebsleiter. Diese Re­

aktion wird erklärbar, wenn das große 

Risiko des Arbeitsplatzverlustes be­

trachtet wird, da an die Beschäftigung 

auch die Bereitstellung von Wohnraum 

und die soziale Absicherung gebunden 

sind. Eine höhere Mobilität der Ar­

beitskräfte zwischen Unternehmen 

setzt auch die Übertragbarkeit von 

Pensionsansprüchen im Rahmen einer 

überbetrieblichen Rentenversicherung 

voraus, die bisher erst im Entstehen 

begriffen ist.14

Die Reformen des Arbeitsmarktes se­

hen jedoch keine unbegrenzte Aufhe­

bung der regionalen Mobilitätsbe­

schränkungen zwischen Stadt und 

Land vor. Aufgrund der erwarteten 

Zuspitzung der Arbeitslosigkeit in den 

Städten wird dagegen eher mit einer 

stärkeren Abschottung der städtischen 

Arbeitsmärkte zu rechnen sein. Wan­

derbewegungen ländlicher Arbeitskräf­

te in den städtischen Industrie- oder 

Bausektor umfassen bereits heute eine 

Größenordnung von rund 80 Mio. Ar­

beitskräften.

2.4 Reformen im sozialpolitischen Be­

reich

Hierbei geht es insbesondere um die 

Sicherung der sozialen Stabilität in den 

Städten. Dies ist vor dem Hintergrund 

steigender Arbeitslosigkeit und der 

Veränderung der Altersstruktur drin­

gend erforderlich. Insgesamt ist die In­

stitutionalisierung eines allgemeinen 

Arbeitslosen-, Kranken- und Renten­

versicherungssystems vorgesehen. 

Notwendig ist ein soziales Sicherungs­

system vor allem im Rahmen der Un­

ternehmensreform, da vor allem ’alte 

Staatsbetriebe’ durch Sozialleistungen 

für beispielsweise Wohnraum, Kanti­

nenessen, Kindergärten und Pensions­

zahlungen wesentlich stärker belastet 

sind als neue Unternehmen.

Bisherige Fortschritte über den Auf­

bau eines Sozialversicherungssystems 

basieren beim Rentensystem auf Expe­

rimente mit einem Pensionsfonds, an 

dem sich der Staat, die Unternehmen 

und die Beschäftigten beteiligen. In der 

Provinz Jiangsu beispielsweise beinhal­

tet die versuchsweise Einführung die­

ses Systems in einigen Regionen die 

Zahlung von 21% der Lohnsumme der 

staatlichen Unternehmen und 1% der 

Einkommen der Beschäftigten.

Die mit der Einführung eines Sozial­

versicherungssystems verbundenen 

Probleme resultieren einmal aus der 

Frage, welche sozialen Leistungen 

über ein derartiges System abgedeckt 

werden sollen. Zum anderen sind die 

Zutrittsbeschränkungen zu klären, also 

insbesondere, ob nur Beschäftigte 

staatlicher Unternehmen zugelassen 

werden oder auch die der kollektiven 

Betriebe und sino-ausländischen Joint 

Ventures. Weiterhin stellt sich die Fra­

ge nach der Finanzierung dieses 

Systems, also in welchem Verhältnis 

staatliche Mittel, betriebliche Zuwei­

sungen und individuelle Leistungen 

notwendig sind und inwieweit private 

Sozialversicherungsfonds zugelassen 

werden.

Zu den sozialpolitischen Reformen 

zählen auch die Reformen im Woh­

nungsbau. Diese basieren auf einer 

Reduzierung der bestehenden Subven­

tionen und einer Durchsetzung von 

kostendeckenden Mieten. Darüber 

hinaus ist die Bildung öffentlicher Ka­

pitalfonds und ihre Finanzierung durch 
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die Unternehmen und ihre Beschäftig­

ten vorgesehen sowie die Möglichkeit 

des Erwerbs individuellen Wohnungs­

eigentums.15

Zusammenfassend kann festgestellt 

werden, daß mit dem Konzept der so­

zialistischen Marktwirtschaft versucht 

wird, den bereits eingesetzten Wandel 

des Wirtschafts- und Sozialsystems zu 

beschleunigen und gleichzeitig die 

notwendige gesellschaftliche Stabilität 

zu garantieren. Ob dieses Ziel erreicht 

werden kann, wird sicherlich auch da­

von abhängen, wie die Wider Sprüche 

zwischen Bevölkerungswachstum und 

Entwicklung der agrarischen Ressour­

cen sowie zwischen der Zunahme des 

Arbeitskräftepotentials und der Bereit­

stellung von Arbeitsplätzen gelöst wer­

den können. Voraussetzung hierfür ist 

ein relativ hohes Wirtschaftswachstum 

und Strukturwandel. Die Beurteilung 

der Entwicklungschancen der chinesi­

schen Wirtschaft in den kommenden 

Jahren wird im folgenden auf zwei 

Aspekte beschränkt. So soll die Frage 

von Wirtschaftswachstum und Stabili­

tät sowie die wirtschaftliche Verflech­

tung und Integration Chinas mit der 

asiatischen Region näher betrachtet 

werden.

3 Entwicklungsperspektiven der

Wirtschaft in den 90er Jahren

3.1 Wirtschaftswachstum und Stabili­

tät

Anfang der 90er Jahre weist die chine­

sische Wirtschaft eine bemerkenswert 

dynamische Entwicklung auf. Nach ei­

nem Anstieg des BSP um 7,7%, der 

Industrieproduktion um 14,5% und der 

Exporte um 15,8% im Jahre 1991 ist 

auch 1992 das Wachstumstempo mit 

einer Zunahme des BSP um 13%, der 

Industrieproduktion um 20% und der 

Exporte um 18% beachtenswert. Da­

mit scheint auf den ersten Bück die 

Krise überwunden zu sein, die die 

Regierung 1988 zu einem Sanierungs­

programm gezwungen hatte, in dessen 

Verlauf es zunächst zu einem Einbruch 

des Wirtschaftswachstums gekommen 

war. Vor dem Hintergrund der wirt­

schaftlichen Erfolge in den letzten zwei 

Jahren wurde auf dem Nationalen 

Volkskongreß im März dJ. auch die 

stärkere Beschleunigung des Wirt­

schaftswachstums für den verbleiben­

den Zeitraum des 8.Fünfjahresplanes 

(1993-95) und bis 1997 beschlossen. 

Anstatt der ursprünglich festgelegten 

jährlichen Wachstumsrate von 6% soll 

diese nunmehr auf landesweit 8-9% 

erhöht werden. Die einzelnen Provin­

zen können ihr Wachstumstempo zwar 

selbst bestimmen, sollen jedoch ihre 

jeweiligen Entwicklungsbedingungen 

ausreichend berücksichtigen.

Ob dies hohe Wachstumstempo ohne 

die bisher zyklisch aufgetretenen Wirt­

schaftskrisen realisiert werden kann, 

wird von einer Reihe verschiedener 

Faktoren beeinflußt. So wird die Stabi­

lität der Entwicklung in den nächsten 

Jahren auch davon abhängen, ob die 

politische Führung konsistente wirt­

schaftspolitische Ziele vorgeben und 

diese mit dem neuen wirtschaftspoliti­

schen Instrumentarium wirkungsvoll 

durchsetzen kann, um auftretende 

Überhitzungserscheinungen differen­

ziert genug abzubremsen. Daß Anzei­

chen für eine Überhitzung bereits in 

bestimmten Bereichen bestehen, wird 

auch offiziell bestätigt. Isoliert betrach­

tet erscheint der Anstieg der Anlagein­

vestitionen um rund 38% im Jahre 

1992 bereits als ein Warnsignal. Zu­

sammen mit der Errichtung von Tau­

senden von Entwicklungszonen auf 

Kreis-, Gemeinde- und sogar auf Dorf­

ebene im letzten Jahr spiegelt diese 

Entwicklung allerdings die mangelnde 

Funktionsfähigkeit der geld- und fi­

nanzpolitischen Steuerung wider. Dies 

trifft auch für den Immobilienmarkt 

zu, der sich ungeregelt entfaltet und 

den lokalen Regierungseinheiten als 

Finanzierungsquelle dient. Allein im 

letzten Jahr wurden Bodennutzungs- 

flächen in einem Umfang von 2,2 

Mio.km2 verpachtet und dafür Pacht­

zahlungen in Höhe von 52,5 Mrd.Yuan 

eingenommen; an den Staatshaushalt 

ging davon jedoch lediglich ein Anteil 

von 2,6 Mrd.Yuan. 16 Die Umgehung 

zentralstaatlicher Vorgaben wird auch 

in den Versuchen lokaler Regierungs­

verwaltungen deutlich, Wertpapiere 

ohne Genehmigung auszugeben und 

Wertpapierbörsen einzurichten.

Inflationäre Tendenzen, die von sol­

chen Entwicklungen ausgehen, können 

nur durch eine wirkungsvollere geldpo­

litische Steuerung und durch finanzpo­

litische Reformen eingeschränkt wer­

den. Ohne eine funktionsfähige Steu­

erverwaltung wird der Anteil der Zen­

tralregierung an den Einnahmen wei­

ter sinken und damit ihre Fähigkeit, 

regional- und strukturpolitisch not­

wendige Veränderungen durchzuset­

zen.

Entscheidend für die Stabilität des 

Wachstums wird ebenfalls die Frage 

sein, in welchem Umfang die bisheri­

gen Engpaßbereiche Rohstoffindustrie, 

Energie- und Transportsektor mit dem 

hohen Entwicklungstempo Schritt hal­

ten können. Während ein relativ 

schnelles Wachstumstempo beispiels­

weise in der Provinz Guangdong durch 

gleichzeitige Verbesserung der Infra­

struktur und Importe von Rohstoffen 

und Energie noch ohne größere Über­

hitzungstendenzen möglich sein kann, 

fehlen in anderen Regionen die not­

wendigen Voraussetzungen hierfür.

Von Bedeutung für die Dynamik des 

Wachstumsprozesses ist auch, aus wel­

chen Quellen das Wachstum gespeist 

wird. Hierbei kann davon ausgegangen 

werden, daß sich der beobachtbare 

Trend eines steigenden Anteils der 

nichtstaatlichen Industrie an der indu­

striellen Wertschöpfung fortsetzt. Be­

reits heute sind die ländlichen kollek­

tiven Industriebetriebe und die Unter­

nehmen mit Auslandskapital die 

Wachstumsmotoren im Industriesek­

tor. Die sich weiter verstärkende Kon­

kurrenz durch die privaten und kollek­

tiven Betriebe wird auch den erforder­

lichen Anpassungsdruck für die Staats­

unternehmen erzeugen. Allerdings ist 

die notwendige Transformation dieser 

Unternehmen ihrerseits abhängig, wie 

bereits oben ausgeführt, von der 

schrittweisen Durchsetzung anderer 

Reformen. Wird davon ausgegangen, 

daß sich China zunehmend an den Er­

fahrungen anderer asiatischer Regio­

nen orientiert, werden jedoch staat­

liche Unternehmen auch in Zukunft 

eine bedeutende Rolle besitzen. Das 

Beispiel Taiwans zeigt deutlich, daß 

solche Unternehmen durchaus erfolg­

reich als Instrument der staatlichen In­

dustriepolitik eingesetzt werden kön­

nen.17

Eine weitere Einflußgröße für das 

Wirtschaftswachstum stellt der Au­

ßenhandel dar. Die hohen ausländi­

schen Direktinvestitionen der letzten 

Jahre werden sich zwar kurzfristig 

auch auf eine Erhöhung der Importe 

von Maschinen und Anlagen auswirken 
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und damit den Handelsbilanzüber­

schuß begrenzen, mittelfristig schaffen 

diese Investitionen jedoch neue Pro­

duktionskapazitäten für den Export. 

Da ein großer Teil der Direktinvesti­

tionen in High-Tech-Bereichen kon­

zentriert ist, wird auch mit einer weiter 

wachsenden Wettbewerbsfähigkeit 

chinesischer Produkte auf dem Welt­

markt zu rechnen sein.

3.2 Regionale Verflechtung mit an­

deren asiatischen Wirtschafts­

räumen

Von besonderer Bedeutung für die zu­

künftige wirtschaftliche Entwicklung 

wird die weitere Integration Chinas in 

die angrenzenden asiatischen Wirt­

schaftsräume sein. Eine relativ starke 

ökonomische Verflechtung besteht be­

reits zwischen den südchinesischen Kü­

stenprovinzen Guangdong und Fujian 

mit Hongkong und Taiwan. Dieser 

Wirtschaftsraum, der auch als "Groß­

chinesische Wirtschaftsgemeinschaft"18 

bezeichnet wird, ist durch wachsende 

regionale Arbeitsteilung und dynami­

sche Handels- und Investitionsaktivitä­

ten gekennzeichnet. Die außenwirt­

schaftliche Öffnung Chinas und die 

Einrichtung von Sonderwirtschaftszo­

nen fiel in eine Periode der Umstruk­

turierung der Hongkonger Wirtschaft, 

die sich mit steigenden Löhnen und 

Bodenpreisen sowie einem zunehmen­

den Protektionismus bei der Auswei­

tung ihrer Exporte in die westlichen 

Industriestaaten konfrontiert sah. Die 

geographische Nähe zum Festland so­

wie kulturelle und familiäre Bindungen 

zu Südchina zusammen mit niedrigen 

Löhnen und anderen attraktiven Inve­

stitionsbedingungen stellten Anreize 

für die Verlagerung arbeitsintensiver 

Produktion von Hongkong nach 

Guangdong dar.19

Bis 1991 wurden in Guangdong von 

Hongkonger Unternehmen rund 

25.000 Betriebe mit einer Beschäftig­

tenzahl von mehr als drei Millionen 

Arbeitskräften gegründet, die in erster 

Linie Produkte für den Reexport nach 

Hongkong herstellen. Hongkong in­

vestierte nicht nur bis 1991 mehr als 

10 Mrd. US$, sondern stellte auch 

Technologie und Managementerfah­

rungen sowie Dienstleistungen mit ho­

her Wertschöpfung in den Bereichen 

Verpackung und Transport.20

Wachsende Kapitalströme gehen je­

doch auch inzwischen vom Festland 

nach Hongkong. So stiegen die volks­

republikanischen Investitionen, vor al­

lem im Immobiliensektor, in den letzt­

en Jahren deutlich an und sollen inzwi­

schen über 12 Mrd.USS ausmachen. 

Damit ist die VR China der größte 

Einzelinvestor in Hongkong, und auch 

Hongkongs Gesamtinvestitionen ent­

fallen mit mehr als zwei Dritteln auf 

das Festland und sind hier wiederum 

mit rund 80% auf die Provinz Guang­

dong konzentriert.

Die Verflechtung des Außenhandels 

zwischen China und Hongkong spiegelt 

sich in einem Anteil der Volksrepublik 

von rd. 30% am gesamten Außenhan­

delsvolumen Hongkongs im Jahre 1991 

wider. Für Hongkong ist die Volksre­

publik nach wie vor der wichtigste 

Handelspartner, und dies gilt auch in 

umgekehrter Richtung. Die dominante 

Position Hongkongs im festlandchine­

sischen Außenhandel wurde in den 

letzten Jahren sogar noch weiter mit 

einem Anteil von rund 45% und 27% 

am Export- bzw. Importvolumen Chi­

nas ausgebaut. Die regionale Arbeits­

teilung wird auch in der Veränderung 

des Hongkonger Außenhandels offen­

bar. So ist das Wachstum der Reexpor­

te, die ca. 70% der Gesamtexporte 

Hongkongs ausmachen, deutlich höher 

als das der sonstigen Exporte. 21

Aus vergleichbaren Gründen wie 

Hongkong steht Taiwan vor einem 

Umstrukturierungsprozeß in der Indu­

strie, die neue Standorte für arbeitsin­

tensive Fertigungsprozesse und Indu­

striezweige mit hoher Umweltbela­

stung sucht. Begünstigt durch die poli­

tische und ökonomische Liberalisie­

rung, konnten sich die wirtschaftlichen 

Beziehungen zwischen Taiwan und 

dem Festland in den letzten Jahren 

schnell ausweiten. Der indirekte Han­

del über Hongkong hat sich zwischen 

1986-91 mehr als verdreifacht, und das 

beidseitige Handelsvolumen wird für 

1991 auf rund 10 Mrd.USS geschätzt.

Taiwans Unternehmen können erst 

seit den letzten drei Jahren auch offi­

ziell, allerdings noch indirekt über 

Hongkong, auf dem Festland investie­

ren. Der schnelle Anstieg der Investi­

tionen zeigt jedoch das starke Interesse 

der taiwanesischen Industrie. So er­

höhten sich nach unterschiedlichen

Angaben die Investitionen aus Taiwan 

kumulativ auf 4,3 Mrd.Yuan bis zum 

Jahre 1991 (offizielle Statistik der 

Volksrepublik). Damit ist Taiwan be­

reits der drittwichtigste Investor hinter 

Hongkong und den USA. Werden In­

vestitionen über Hongkonger Partner­

unternehmen einbezogen, die unter 

Umgehung der Auflagen der taiwane­

sischen Regierung erfolgen, gehen 

Schätzungen sogar von einem tatsäch­

lichen Investitionsvolumen in Höhe 

von 15 Mrd.USS aus. Regional konzen­

trieren sich die taiwanesischen Investi­

tionen auf die Provinz Fujian.22

Die Intensivierung der Handels- und 

Kapitalströme innerhalb der "Großchi­

nesischen Wirtschaftsgemeinschaft" 

setzte sich 1992 weiter fort und wird 

auch aktiv von der Regierung in Bei­

jing unterstützt. Nach einer Beteiligung 

an einer Anfang Januar 1992 in Hong­

kong durchgeführten Konferenz zu 

diesem Thema, wurde im Frühjahr 

1993 auch in Beijing eine Tagung zur 

Frage der Ausweitung der Investitions­

und Kooperationsmöglichkeiten für 

Unternehmen aus Hongkong, Macao 

und Taiwan veranstaltet. Zu den rund 

150 Konferenzteilnehmern zählten 

auch 30 Unternehmer aus Hongkong, 

Macao und Taiwan, die bereits Investi­

tionen in der Volksrepublik realisiert 

haben.

Auf der Tagung in Beijing wurden 

auch neue Daten für die Entwicklung 

der Auslandsinvestitionen aus Hong­

kong, Macao und Taiwan genannt. Bis 

Ende 1992 sollen insgesamt 63.279 

Kooperationsprojekte mit Investitio­

nen aus Hongkong und Macao mit ei­

nem vertraglich zugesagten Investi­

tionsvolumen in Höhe von 74,18 Mrd. 

US$ genehmigt worden sein. Die Zahl 

der genehmigten Kooperationsprojekte 

mit Taiwan soll insgesamt 10.245 mit 

einem vertraglich zugesagten Investi­

tionsvolumen von 8,973 Mrd.USS be­

tragen.23

Zwar haben vor allem die Provinzen 

Guangdong und Fujian von der engen 

Verflechtung mit den Wirtschafts­

räumen Hongkong und Taiwan Impul­

se für ihre Entwicklung erhalten, doch 

bestehen inzwischen eine Reihe von 

"trickle down"-Effekten auch für ande­

re Regionen. Hierzu zählt beispiels­

weise die Beschäftigung von Arbeits­

kräften aus anderen Regionen in
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Guangdong, insbesondere jedoch der 

Vorbildcharakter des wirtschaftlichen 

Erfolgs. Dieser wird inzwischen auch 

offiziell nach der Reise Deng Xiao­

pin gs in die südchinesischen Sonder­

wirtschaftszonen propagiert, und die 

übrigen Provinzen wurden dazu auf­

gerufen, dem Beispiel Guangdongs zu 

folgen.

Diese Entwicklung hat bereits mit ei­

ner stärkeren Außenorientierung der 

südwestchinesischen Provinzen gegen­

über den südostasiatischen Ländern 

und der nord- und nordostchinesischen 

Region hin zu Südkorea und Japan be­

gonnen. Obwohl die Pläne für den 

Aufbau einer nordostasiatischen Wirt­

schaftsregion zwischen China, Japan, 

Nord- und Südkorea sowie der Mongo­

lei und Rußland noch in den Anfängen 

stecken, bestehen zwischen diesen 

Wirtschaftsräumen ebenfalls beach­

tenswerte Potentiale für eine zukünfti­

ge Kooperation.

Abgesehen von der regionalen Ver­

flechtung einzelner Wirtschaftsräume 

muß zur Beurteilung der Entwick­

lungschancen Chinas in den 90er Jah­

ren auch die gesamte asiatische Region 

betrachtet werden. Diese ist nicht nur 

charakterisiert durch eine starke 

Wachstumsdynamik und einen stei­

genden Anteil am Welthandel, sondern 

auch durch eine beachtenswerte Zu­

nahme der intraregionalen Handels­

und Investitionsströme. So zeigt eine 

Studie des Asian Wall Street Journal 

vom Oktober 1992, daß der Anteil des 

intraregionalen Handels zwischen den 

12 betrachteten Staaten24 mehr als 

40% des gesamten Außenhandels 

ausmacht; 1986 belief sich dieser An­

teil noch auf 30%. Die Zuwachsraten 

im Handel waren vor allem zwischen 

der VR China und den NIEs (Newly 

Industrialized Economies), Südkorea, 

Taiwan und Hongkong, besonders 

hoch sowie zwischen den NIEs und 

den ASEAN-Staaten Brunei, Indone­

sien, Malaysia, Philippinen, Singapur 

und Thailand. Die Expansion des beid­

seitigen Warenaustausches entwickelte 

sich jeweils mit einer durchschnittli­

chen jährlichen Wachstumsrate von 

rund 30% seit 1987. Der Handel zwi­

schen den NIEs nahm sogar mit einer 

durchschnittlichen Zuwachsrate von 

über 40% zu.

Eine Folge des steigenden Anteils des 

intraregionalen Handels am Gesamt­

handel ist, daß die Wirtschaftsentwick­

lung der asiatischen Länder von der 

weltweiten Rezession und den Einbrü­

chen auf den Märkten der USA, der 

EG und Japans nur in einem begrenz­

ten Ausmaß betroffen wurde. Wirt­

schaftsexperten gehen sogar davon aus, 

daß die asiatischen Länder selbst dann 

in der Lage sein werden, ein reales 

Wirtschaftswachstum von 5-6% des 

BIP zu erreichen, wenn die übrigen 

Länder nur Zuwachsraten von 1-2% 

aufweisen sollten.

Mit der wirtschaftlichen Dynamik der 

asiatischen Länder war gleichzeitig ei­

ne Verbesserung des Lebensstandards 

der Bevölkerung und die Herausbil­

dung einer städtischen Mittelklasse mit 

höheren Einkommen verbunden. Ohne 

Berücksichtigung der VR China und 

Indien stieg die Anzahl der Haushalte 

mit einem Jahreseinkommen von über 

30.000 US$ auf 33,4 Millionen. Bis zum 

Jahre 2000 wird sogar mit einer Zu­

nahme dieser Haushalte um 54% auf

51,5 Millionen gerechnet, so daß sich 

bereits die Entstehung eines gemein­

samen regionalen Marktes abzeich­

net.25

Für die VR China bedeutet die Inte­

gration in die dynamische asiatische 

Region gleichzeitig eine noch stärkere 

Orientierung an den Entwicklungskon­

zepten der erfolgreichen Nachbarn, die 

bereits mit der exportorientierten Kü­

stenentwicklungsstrategie begonnen 

hat. Für die politische Elite in China 

nimmt damit jedoch auch der Druck 

zu, sich über wirtschaftliche Leistung 

zu legitimieren. Vor diesem Hinter­

grund ist die Neudefinition des Wirt­

schaftssystems als sozialistische 

Marktwirtschaft zu verstehen, in dem 

Wettbewerb und Privatsektor eine ein­

deutig entwicklungsfördernde Rolle 

zugestanden werden.

3.3 Ideologische Neuorientierung und 

Risiken

Politische Instabilitäten könnten je­

doch durchaus den weiteren Reform­

verlauf gefährden. So ist die Stabilität 

der derzeitigen Herrschaft durch eine 

Reihe von sozioökonomischen und po­

litischen Problemen gefährdet. Hierzu 

zählt die Durchsetzung einer einheitli­

chen Werteordnung, die kompatibel 

mit der wirtschaftlichen Modernisie­

rung einerseits und den ideologischen 

Zielen eines Sozialistischen’ neo­

autoritären Staates andererseits sein 

müßte. Da die Partei die geringe At­

traktivität der marxistisch-leninisti­

schen Visionen für die Bevölkerung 

erkannt hat, bietet sie mit dem im 

Konzept der sozialistischen Marktwirt­

schaft enthaltenen Ziel der Stärkung 

der nationalen Kräfte auch eine neue 

Ideologie, die nationalistische Elemen­

te enthält. Da die nationale Einheit als 

Voraussetzung für ein starkes China 

angesehen wird, präsentiert sich die 

KPCh gleichzeitig als Garant des Ein­

heitsstaates, der zentrifugale Kräfte 

beschränken kann.

Der bereits beobachtbare Werteverlust 

bei der Bevölkerung wird nicht nur 

darin offensichtlich, daß die sozialisti­

schen Ideale ihren Reiz verloren ha­

ben, sondern daß sich größere Teile 

der Bevölkerung aufgrund der oftmals 

als Bedrohung empfundenen gesell­

schaftlichen Veränderungen verstärkt 

auf die Familie als einzigen Sicher­

heitsfaktor zurückziehen und sich bei­

spielsweise Geheimgesellschaften oder 

volksreligiösen Traditionen zuwenden. 

Die mit der Einführung von Märkten 

verbundene Auflösung der schützen­

den danwez-Struktur in den Städten 

(Zugehörigkeit zu einer Arbeits- und 

Lebenseinheit, die Arbeitsplatzgaran­

tie, Wohnung und soziale Absicherung 

bietet) führt zu radikalen sozialen 

Veränderungen, die auch neue gesell­

schaftliche Wertestrukturen erforder­

lich machen. Von entscheidender Be­

deutung bei der Schaffung und Durch­

setzung der Wertestruktur wird die 

Vorbildfunktion der Partei- und Re­

gierungskader sein, die vielfach mehr 

durch die Ausnutzung ihrer politi­

schen Machtposition im eigenen In­

teresse denn als Hüter der öffentli­

chen Moral aufgefallen sind. Die Be­

kämpfung der Korruption der eigenen 

Parteimitglieder und die Auswahl der 

Partei- und Regierungsfunktionäre 

auf der Basis überprüfbarer Lei­

stungskriterien wird demnach eine 

wichtige Voraussetzung für die Akzep­

tanz der Führungsrolle der KPCh bei 

der Neuorientierung der Wertestruk­

tur sein.

Instabilitäten des politischen Systems 

sind jedoch auch durch die Gegensät­

ze zwischen der Zentralregierung und 

den Lokalregierungen bedingt, die ei­

ne Beschränkung für die Durchsetz­

barkeit eines neo-autoritären Staats­

konzeptes darstellen. Nur über eine 

Stärkung zentraler Kontrollfunktio-
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nen wird die Realisierung entwick­

lungspolitischer Prioritäten gegen 

partikulare Interessen allgemein und 

der nunmehr geplante Aufbau eines 

einheitlichen Marktsystems insbeson­

dere möglich sein. Gerade in dieser 

Beziehung hat die seit Anfang der 80er 

Jahre durchgeführte Dezentralisie­

rung von fiskalischen und administra­

tiven Entscheidungs- und Verfügungs­

rechten zu einer Verlagerung der 

Kompentenzen und Finanzmittel auf 

die Provinz- und Lokalregierungen ge­

führt. Als Folge dieser Entwicklung ist 

eine zunehmende Umgehung oder 

Nichtbeachtung zentraler Vorgaben zu 

beobachten, die sich in abweichenden 

Handels- und Steuerbestimmungen 

und lokalem Protektionismus nieder­

schlägt; erschwerend wirkt hierbei die 

mangelnde Effizienz des Steuer- und 

Rechtssystems. Insgesamt kann dem­

nach eher von einem stark fragmen­

tierten neo-autoritären System ge­

sprochen werden, das die Zentralre­

gierung zu ständigen Verhandlungen 

und Kompromissen mit den Lokalre­

gierungen zwingt.

Weiterhin muß mit einer möglichen 

Destabilisierung der politischen Lage 

gerechnet werden, falls nach dem Ab­

leben Deng Xiaopings als politischer 

Integrationsfigur Machtkämpfe zwi­

schen verschiedenen Parteifraktionen 

öffentlich ausgetragen werden sollten. 

In einer dadurch bedingten Situation 

der Paralyse der politischen Füh­

rungselite könnte durchaus mit dem 

Auftreten sozialer Unruhen gerechnet 

werden. 26
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